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Anhang I 

Entwurf für einen Beschluß des Assoziationsrats über die Anwendung von 
Artikel 8 des Assoziierungsabkommens auf die in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft hergestellten Waren 


DER ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland, insbesondere auf 
Artikel 8 Abs. 1 sowie auf das diesem Abkommen 
beigefügte Protokoll Nr. 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschluß Nr. 1/74 des Assoziationsrates 
über die Anwendung von Artikel 8 des Assoziie- 
rungsabkommens auf die in den ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft hergestellten Waren, 
hinsichtlich deren die schrittweise Abschaffung der 
Zölle entsprechend Artikel 15 des Abkommens er- 
folgt, ist der für die Berechnung der zu erhebenden 
Abgabe (Anteilzoll) maßgebende Vomhundertsatz 
auf 36 V. H. festgelegt worden. Durch den Beschluß 
Nr. 3 75 ist der für die gleichen, aber in den neuen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft hergestellten 
Waren maßgebende Vomhundertsatz auf 21,6 v. H. 
festgesetzt worden. 

Höhe und Zeitpunkt des von Griechenland hin- 
sichtlich der genannten Waren durchzuführenden 
schrittweise Zollabbaus sind in Artikel 15 Abs. 1 
des Assoziierungsabkommens geregelt. 

Es erscheint deshalb angezeigt, schon jetzt die 
während des gesamten, in Artikel 15 Abs. 1 des 
Abkommens genannten Zeitraums für die Bemes- 
sung der Sätze des nach Artikel 8 Abs. 1 des Ab- 
kommens zu erhebenden Anteilzolls maßgebenden 
Vomhundertsätze zu bestimmen. 

Für die unter den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fal- 
lenden Erzeugnisse sollte klargestellt werden, daß 
sich die vorgenannten Vomhundertsätze auf die 
Zölle des vereinheitlichten EGKS-Tarifs beziehen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

1. Für in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft her- 
gestellte Waren, die der Regelung nach Artikel 


15 dos Abkommens unterliegen, wird der Vom- 
hundertsatz der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, der für die Berechnung des in Artikel 8 
des Assoziierungsabkommens vorgesehenen An- 
tcilzolls maßgebend ist, wie folgt festgesetzt: 


— für die Zeit vom 1. Januar 1976 


bis 30. Juni 1977 

auf 

44 

V. 

H, 

— für die Zeit vom 1. Juli 1977 





bis 31. Dezember 1978 

auf 

52 

V. 

H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1979 





bis 30. Juni 1980 

auf 

60 

V. 

H. 

— für die Zeit vom 1. Juli 1980 





bis 31. Dezember 1981 

auf 

68 

V. 

H. 

— ■ für die Zeit vom 1. Januar 1982 





bis 31. Dezember 1982 

auf 

76 

V. 

H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1983 





bis 31. Dezember 1983 

auf 

84 

V. 

H. 

— • für die Zeit vom 1. Januar 1984 





bis 31. Dezember 1984 

auf 

92 

V. 

H. 

— ab dem 1. Januar 1985 

auf 

100 

v. 

H. 


2. Abweichend von Absatz 1 wird der Vomhundert- 
satz, der für die in Absatz 1 genannten Waren 
maßgebend ist, die in einem neuen Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft hergestellt worden sind, für die 
Zeit vom 1. Januar 1976 bis 30. Juni 1977 auf 
35,2 V. H. festgesetzt. 

Artikel 2 

Bei Waren, die unter Verwendung von unter die 
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen hergestellt 
werden, beziehen sich die in Artikel 1 festgelegten 
Vomhundertsätze auf die in der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung geltenden 
Zollsätze des vereinheitlichten EGKS-Tarifs für die 
bei der Herstellung dieser Waren verwendeten 
EGKS-Erzeugnisse. 

Artikel 3 

Dieser Beschluß ist ab 1. Januar 1976 anwendbar. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Wa 33/75. 

Diese Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang II 

Entwurf für einen Beschluß des Assoziationsrats zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 1/62 zur Regelung des Verfahrens über die Erhebung des Anteilzolls nach 
Artikel 8 Absatz 1 des Assoziierungsabkommens 


DER ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland, insbesondere auf 
Artikel 8 Abs. 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschluß Nr. 1/62 ist das Verfahren für 
die Erhebung des Anteilzolls nach Artikel 8 Abs. 1 
des Assoziierungsabkommens .unter Berücksichti- 
gung der damals im Warenverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen geregelt 
worden. 

Die derzeit für die etwaige Erhebung des Anteil- 
zolls im Warenverkehr zwischen den ursprünglichen 
und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten untereinander geltenden 
Regeln weichen von den damals festgelegten Regeln 
hinsichtlich des für die Bemessung des Anteilzoll- 
satzes maßgebenden Zeitpunkts ab. Es erscheint des- 
halb zweckmäßig, die innerhalb der Assoziation 
geltenden Vorschriften entsprechend anzugleichen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 2 des Beschlusses Nr. 1/62 wird durch folgen- 
de Artikel ersetzt: 


„Artikel 2 

Für die Bemessung des Vomhundertsatzes des An- 
teilzolls wird der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu 
dem die zuständige Zollstelle das Zolldokument 
angenommen hat, in dem der Beteiligte den Willen 
bekundet hat, die in Artikel 1 genannten Waren 
auszuführen. Werden die Waren jedoch im her- 
stellenden Staat in ein Zollager oder eine Freizone 
verbracht, bevor sie ausgeführt werden, so ist der 
Zeitpunkt maßgebend, zu dem die zuständige Zoll- 
stelle das Zolldokument angenommen hat, in dem 
der Beteiligte den Willen bekundet hat, die Waren 
einer der vorgenannten Zollbehandlungen zuzu- 
führen. 

Artikel 2 a 

Für die Bemessung des Zollsatzes wird der Zeit- 
punkt zugrunde gelegt, zu dem die Erzeugnisse aus 
nicht der Assoziation angehörenden Drittländern zu 
dem Zollverfahren abgefertigt wurden, unter dem 
die Verarbeitung stattgefunden hat.” 


Artikel 2 

Dieser Beschluß ist ab 1. Januar 1975 anwendbar. 
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Anhang III 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung von im 
Rahmen der Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Griechenland erlassenen Vorschriften betreffend den Verkehr von Waren, die unter 
Verwendung von Waren aus dritten Ländern hergestellt sind, welche sich weder in 
der Gemeinschaft noch in Griechenland im freien Verkehr befanden. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 8 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland regelt die Voraus- 
setzungen, unter denen auf Waren, die unter Ver- 
wendung von Waren aus dritten Ländern herge- 
stellt sind, welche sich weder in der Gemeinschaft 
noch in Griechenland im freien Verkehr befanden, 
die Vorschriften über den freien Warenverkehr an- 
gewandt werden können; zu diesen Voraussetzun- 
gen gehört insbesondere die Erhebung eines Anteil- 
zolls im Herstellungsland. 

Die Modalitäten der Erhebung des vorgenannten 
Anteilzolls sowie der für die Bemessung des Satzes 
des Anteilzolls jeweils maßgebende Vomhundert- 
satz für die sich aus den Artikeln 14 und 15 des 
Assoziationsabkommens ergebenden Zeiträume wer- 
den vom Assoziationsrat EWG-G riechenland fest- 
gelegt. 

Um innerhalb der Gemeinschaft eine einheitliche 
Ausführung der vom Assoziationsrat insoweit ge- 
faßten Beschlüsse zu gewährleisten, hat der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften am 23. März 1972 die 
Verordnung (EWG) Nr. 610/72 über die Anwendung 
von im Rahmen der Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
erlassenen Vorschriften betreffend den Verkehr von 
Waren, die unter Verwendung von Waren aus drit- 
ten Ländern hergestellt sind, welche sich weder in 
der Gemeinschaft noch in Griechenland im freien 
Verkehr befanden, erlassen. Diese Verordnung ist 
mit Rücksicht auf entsprechende Beschlüsse des 
Assoziationsrates inzwischen mehrmals geändert 
worden und muß im Hinblick auf die kürzlich vom 
Assoziationsrat gefaßten Beschlüsse Nr. . . ./75 und 
. . ./75 nochmals - geändert werden. Um den be- 
teiligten Kreisen zu ermöglichen, den sich aus der 
letzten Änderung ergebenden gültigen Verord- 
nungstext zur Verfügung zu haben, erscheint es 
angezeigt, die vorgenannte Verordnung durch eine 
kodifizierte Verordnung zu ersetzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 


Artikel 1 

Bei der Anwendung des Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Griechenland gelten die in 
der Gemeinschaft hergestellten Waren, die unter 
Verwendung von Waren aus Ländern außerhalb der 
Assoziation hergestellt sind, welche sich im Sinne 
dieses Abkommens weder in der Gemeinschaft noch 
in Griechenland im freien Verkehr befanden, vor- 
behaltlich der nachstehenden Bestimmung als 
Waren, die die Bedingungen zur Anwendung der 
Vorschriften des Abkommens von Athen über die 
schrittweise Abschaffung der Zölle und der mengen- 
mäßigen Beschränkungen sowie der Maßnahmen 
gleicher Wirkung in Griechenland erfüllen. 


Artikel 2 

Im Ausfuhrmitgliedstaat wird für die nach Maßgabe 
des Artikels 1 hergestellten Waren ein Anteilzoll 
erhoben, der einem Vomhundertsatz derjenigen 
Zölle entspricht, die im Gemeinsamen Zolltarif für 
die bei der Herstellung verwendeten Waren vorge- 
sehen sind. 

Bei Waren, die unter Verwendung von unter die 
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen hergestellt 
sind, bezieht sich dieser Vomhundertsatz auf die in 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung geltenden Zollsätze des vereinheitlich- 
ten Tarifs für die bei der Herstellung dieser Waren 
verwendeten unter die Zuständigkeit der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen- 
den Erzeugnisse. 

Artikel 3 

Der Anteilszoll auf die nach Maßgabe des Artikels 1 
hergestellten Waren ist nach der Art und dem Zoll- 
wert - oder gegebenenfalls nach anderen Verzol- 
lungsmaßstäben - der Erzeugnisse aus Ländern 
außerhalb der Assoziation, die bei der Herstellung 
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dieser Waren verwendet wurden, zu bemessen. Da- 
bei sind die Maßstäbe zugrunde zu legen, die bei 
der Abfertigung dieser Waren zu dem Zollverfahren 
ermittelt worden sind, unter dem die vorgenannten 
Herstellung erfolgte. 

Artikel 4 

Für die Bemessung des Vomhundertsatzes des An- 
teilszolls wird der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu 
dem die zuständige Zollstelle das Zolldokument 
angenommen hat, in dem der Beteiligte den Willen 
bekundet hat, die in Artikel 1 genannten Waren 
auszuführen. Werden die Waren jedoch im herstel- 
lenden Staat in ein Zollager oder eine Freizone ver- 
bracht, bevor sie ausgeführt werden, so ist der Zeit- 
punkt maßgebend, zu dem die zuständige Zollstelle 
das Zolldokument angenommen hat, in dem der Be- 
teiligte den Willen bekundet hat, die Waren einer 
der vorgenannten Zollbehandlungen zuzuführen. 

Für die Bemessung des Zollsatzes wird der Zeit- 
punkt zugrunde gelegt, zu dem die Erzeugnisse aus 
nicht der Assoziation angehörenden Drittländern zu 
dem Zollverfahren abgefertigt wurden, unter dem 
die Verarbeitung stattgefunden hat. 


TITEL II 
Artikel 5 

Der für die Berechnung der in Artikel 2 vorgesehe- 
nen Abgabe maßgebende Vomhundertsatz der Zoll- 
sätze wird hinsichtlich der Waren, auf die Artikel 14 
des Abkommens von Athen anwendbar ist, wie folgt 
festgesetzt: 


— für die Zeit vom 1. Februar 1966 


bis 14. September 1967 

auf 

30 

V. H. 

— für die Zeit vom 15. September 
bis 31. Dezember 1968 

1967 

auf 

40 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1969 
bis 30. Juni 1970 

auf 

50 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Juli 1970 
bis 31. März 1972 

auf 

60 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. April 1972 
bis 31. Dezember 1972 

auf 

70 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1973 
bis 31. Dezember 1973 

auf 

80 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1974 
bis 31. Dezember 1974 

auf 

90 

V. H. 

— ab 1. Januar 1975 

auf 

100 

V. H. 


Artikel 6 

Der für die Berechnung der in Artikel 2 vorgesehe- 
nen Abgabe maßgebende Vomhundertsatz der Zoll- 
sätze wird hinsichtlich der Waren, die der in Artikel 
15 des Assoziierungsabkommens vorgesehenen Re- 
gelung unterliegen, wie folgt festgesetzt: 


— für die Zeit vom 1. Januar 1973 


bis 30. Juni 1974 

auf 

28 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Juli 1974 
bis 31. Dezember 1975 

auf 

36 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 
bis 30. Juni 1977 

auf 

44 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Juli 1977 
bis 31. Dezember 1978 

auf 

52 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1979 
bis 30. Juni 1980 

auf 

60 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Juli 1980 
bis 31. Dezember 1981 

auf 

68 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1982 
bis 31. Dezember 1982 

auf 

76 

V. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1983 
bis 31. Dezember 1983 

auf 

84 

V. H. 

— - für die Zeit vom 1. Januar 1984 
bis 31. Dezember 1984 

auf 

92 

V. H. 

— ab 1 . Januar 1985 

auf 

100 

V. H. 


Artikel 7 

Abweichend von den Artikeln 5 und 6 wird der 
Vomhundertsatz für in den neuen Mitgliedstaaten 
hergestellte Waren wie folgt festgesetzt: 

a) für Waren, die der Regelung des Artikels 14 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen: 

— für die Zeit vom 1. Juli 1975 

bis 31. Dezember 1975 auf 60 v. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 

bis 30. Juni 1977 auf 80 v. H. 

b) für Waren, die der Regelung des Artikels 15 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen: 

— für die Zeit vom 1. Juli 1975 

bis 31. Dezember 1975 auf 21,6 v. H. 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 

bis 30. Juni 1977 auf 35,2 v. H. 


Ar t i k e 1 8 

Abweichend von Artikel 2 wird die Abgabe nicht 
erhoben, wenn der maßgebende Zeitpunkt 

— hinsichtlich der in einem ursprünglichen Mit- 

gliedstaat hergestellten Waren, auf die Artikel 

14 des Abkommens anwendbar ist, in die Zeit bis 
zum 31. Januar 1966 fällt, 

— hinsichtlich der in einem ursprünglichen Mit- 

gliedstaat hergestellten Waren, auf die Artikel 

15 des Abkommens anwendbar ist, in die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1972 fällt, 

— hinsichtlich der in einem neuen Mitgliedstaat 

hergestellten Waren in die Zeit bis zum 30. Juni 

1975 fällt. 

Artikel 9 

Abweichend von Artikel 2 wird die Abgabe nicht 
erhoben, wenn es sich bei den in den Mitgliedstaa- 
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ten der Gemeinschaft hergestellten Waren um Er- 
zeugnisse des Anhangs II des Assoziierungsabkom- 
mens handelt, die in Anhang III dieses Abkommens 
nicht genannt sind, selbst wenn sie in der Liste im 
Anhang zum Protokoll Nr. aufgeführt sind. 


TITEL III 

Artikel 10 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 610/72 wird aufge- 
hoben 

2. Sämtliche Verweisungen in Gemeinschaftsver- 
ordnungen auf die in Absatz 1 genannte Verord- 
nung oder auf bestimmte Artikel dieser Verord- 
nung gelten als Verweisungen auf die vorlie- 
gende Verordnung bzw. die entsprechenden 
Artikel der vorliegenden Verordnung. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


I. 

A. Bisher wurden die Vomhundertsätze, die für die 
Berechnung des Satzes des Anteilzolls nach Artikel 8 
des Assoziierungsabkommens maßgebend sind, 
schrittweise jeweils dann neu festgesetzt, wenn 
Griechenland eine Zollermäßigung vorgenommen 
hatte. 

Von diesem Grundsatz wurde anläßlich der Aus- 
dehnung der Assoziation auf die neuen Mitglied- 
staaten dbgewichen. Durch den Beschluß Nr. 3/75 
wurden die Vomhundertsätze festgelegt, die wäh- 
rend der gesamten, am 31. Dezember 1977 ablaufen- 
den Übergangsperiode bei der Berechnung des im 
Warenverkehr zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und Griechenland zu erhebenden Anteilzolls maß- 
gebend sind. Ausgenommen davon waren die Vom- 
hundertsätze, die bei der Ausfuhr von der Rege- 
lung des Artikels 15 des Abkommens unterliegen- 
den Waren nach Griechenland anzuwenden sind. 
Diese „Lücke" lag darin begründet, daß die in der 
ursprünglichen Gemeinschaft für derartige Waren 
anzuwendenden Vomhundertsätze noch nicht fest- 
gelegt worden waren. 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung, die eine um- 
fassende Unterrichtung über die künftige Entwick- 
lung des anteiligen Zolls für die Verarbeiter hat, 
erscheint es wünschenswert, die bestehenden Vor- 
schriften durch die restlichen, während des Zeit- 
raums von 22 Jahren geltenden Vomhundertsätze zu 
vervollständigen. 

Dies ist der Zweck des beigefügten ersten Vor- 
schlags für einen Beschluß des Assoziationsrates 
EWG-Griechenland (Anhang I). 

B, Mit Beschluß Nr. 1/62 vom 12. November 1962 
des Assoziationsrates EWG-Griechenland sind die 
Regeln über die Erhebung des Anteilzolls nach 
Artikel 8 Abs. 1 des Assoziationsabkommens fest- 
gelegt worden. Die Vorschriften über den für die 
Bemessung des Anteilzollsatzes maßgebenden Zeit- 
punkt entsprachen damals den Bestimmungen im 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der 
EWG untereinander. 

Inzwischen haben sich neue Gesichtspunkte dadurch 
ergeben, daß der Rat am 4. März 1969 eine Richt- 
linie zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr erlassen hat (Richtlinie 69/73/EWG - Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L58 vom 
8. März 1969). Im Hinblick darauf, daß die Ver- 
arbeitung der Waren, die zur Erhebung des Anteil- 
zolls nach dem vorgenannten Artikel 8 führt, im 
aktiven Veredelungsverkehr erfolgt, erscheint es 
aus verwaltungstechnischen Gründen zweckmäßig, 
die Regeln für die Erhebung des Anteilzolls den 
Bestimmungen der Richtlinie anzugleichen, die die 


Erhebung des Zolls bei Überführung der Verede- 
lungserzeugnisse in den freien Verkehr zum Gegen- 
stand haben. 

Diese Anpassung des Beschlusses Nr. 1/62 ist um so 
wünschenswerter, als die Regeln über den im inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr zu erhebenden 
Anteilzoll (Warenverkehr zwischen alten und neuen 
Mitgliedstaaten sowie der neuen Mitgliedstaaten 
untereinander) bereits der Richtlinie 69/73/EWG 
angeglichen wurden (vgl. hierzu Verordnung der 
Kommission (EWG) Nr. 3335/73 vom 10. Dezember 
1973, (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 341 vom 12. Dezember 1973). 

Es darf darauf hingewiesen werden, daß die An- 
gleichung des Beschlusses Nr. 1/62 an die vorge- 
nannten Gemeinschaftsvorschriften, soweit sie eine 
„Anomalie" beseitigt, auf eine Vereinfachung der 
Bestimmungen hinaiisläuft und gleichzeitig eine An- 
gleichung der Rechtsvorschriften im Sinne von 
Artikel 1 1 des Athener Abkommens darstellt. 

Dies ist der Zweck des beigefügten zweiten Vor- 
schlags für einen Beschluß des Assoziationsrates 
(Anhang II). 

C. Es darf darauf hingewiesen werden, daß der 
Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen EWG- 
Griechenland anläßlich seiner 7. Sitzung am 30. und 
31. Oktober 1975 in Brüssel zu den beiden Vor- 
schlägen zustimmend Stellung genommen hat. 


II. 

Durch Verordnung (EWG) Nr. 610/72 vom 23. März 
1972 ^), die mehrmals, zuletzt durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1496/75 vom 11. Juni 1955 -), geändert 
wurde, hat der Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten die zur Anwendung der vom Assoziationsrat zur 
Durchführung von Artikel 8 des Abkommens von 
Athen gefaßten Beschlüsse erforderlichen Bestim- 
mungen erlassen. Die genannte Verordnung muß im 
Hinblick auf die in den unter I behandelten Be- 
schlüssen vorgesehenen Änderungen an die neue 
Sachlage angepaßt werden. Außerdem erscheint es 
angezeigt, die derzeit vorliegenden Texte durch 
eine kodifizierte Verordnung zu ersetzen, um den 
beteiligten Kreisen zu ermöglichen, den gültigen 
Verordnungstext ohne langwierige Sucharbeiten zur 
Verfügung zu haben. 

Dies ist der Zweck des Vorschlags für eine Verord- 
nung des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
(Anhang II). 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 197 . . ., S. 7 

*9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 13. 6. 1975, S. 1 
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